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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
im Anhang darf ich Ihnen die Stellungnahme  übermitteln.
 
Mit freundlichen Grüßen
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Stellungnahme zu MA64-460132-2026 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Heizungs- und Klima-

anlagengesetz 2015 und das Wiener Garagengesetz 2008 geändert werden (Wiener EU- 

Gebäuderichtlinie-Umsetzungsgesetz 2026 – W-EGUG 2026); 

 

 

 

zum gegenständlichen Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Hei-

zungs- und Klimaanlagengesetz 2015 und das Wiener Garagengesetz 2008 geändert werden (Wie-

ner EU-Gebäuderichtlinie-Umsetzungsgesetz 2026 – W-EGUG 2026), nehme ich von Seiten des  

7. Bezirks wie folgt Stellung: 

Wirkungsbereich von Energieraumplänen 

Der Gesetzesentwurf zeigt eine wesentliche inhaltliche Verschiebung, ausgelöst durch die EU- 

Richtlinie 2024/1275. Zu kritisieren ist, dass die Anwendbarkeit von Energieraumplänen (siehe § 2b, 

Abs. 1) trotz Novellierung auf Neubauten beschränkt bleibt: „In diesem Gebiet sind für Heizungs- 

und Warmwasserbereitungsanlagen in Neubauten nur die in § 118b Abs. 2 genannten Energiefor-

men zulässig“. Die Energieraumpläne sind damit als Steuerungsinstrument ausschließlich im Neu-

bausektor wirksam, als Instrument zur Bestandssteuerung werden sie nicht genutzt.  

Diese Einschränkung ist aus folgenden Gründen kritisch zu beurteilen: 

- Klimapolitische Zielverfehlung: Ohne Einbeziehung des Gebäudebestands ist das Ziel der 

Klimaneutralität bis 2040 faktisch nicht erreichbar. 

- Mangelnde Flächendeckung: Energieraumpläne sind die Basis weitreichender und groß 

skalierter Infrastrukturmaßnahmen. Sie definieren damit Rahmenbedingungen für ganze 

Gebiete. Die Beschränkung auf Neubauten birgt die Gefahr von Wärmeinseln und Lock-in-

Effekten. 
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- Planbarkeit: Für weitreichende Investitionen ist Planbarkeit entscheidend. Diese kann 

durch Energieraumpläne erhöht werden – wenn diese dann auch umfassend gelten. Auch 

in diesem Zusammenhang ist es kontraproduktiv, den Bestand nicht einzubeziehen. 

Empfehlung: Energieraumpläne werden auf den Gebäudebestand ausgeweitet. Konkret ist die Be-

stimmung dahingehend anzupassen, dass auch der Bestand von den Energieraumplänen betroffen 

ist, mit klaren Übergangsfristen und sozial ausgewogenen Umsetzungsmechanismen. Ausnahmen 

sind nur in technisch oder wirtschaftlich begründeten Einzelfällen möglich. 

Anstelle der Beschränkung auf Neubauten soll die Regelung sinngemäß lauten: „In diesen Gebieten 

sind für Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen in Neubauten sowie in bestehenden Gebäuden 

bei wesentlichen Änderungen oder Erneuerungen bestehender Anlagen bzw. bei einer größeren Reno-

vierung gem. §2 (27), soweit dies technisch und wirtschaftlich realisierbar und vertretbar ist, nur die im 

Energieraumplan festgelegten Energieformen zulässig.“ 

Energieraumpläne sind ein zentrales Steuerungsinstrument der Wärmewende. Ihre Wirksamkeit 

hängt maßgeblich davon ab, dass sie den gesamten Gebäudebestand in großflächigen Gebieten 

erfassen. Die derzeitige Beschränkung auf Neubauten greift zu kurz und sollte im Sinne der Klima-

ziele, der Systemeffizienz und der Planungssicherheit dringend erweitert werden. 

Photovoltaik-Anlagen in Schutzzonen 

Zur Erreichung des Ziels Klimaneutralität bis 2040 ersuchen wir, folgende Erweiterung bezüglich 

Photovoltaik-Anlagen in Schutzzonen in die Überarbeitung der Bauordnung aufzunehmen:  

Vorschlag: Die Errichtung von Photovoltaik-Anlagen auf bestehenden Dächern in Schutzzonen ist 

auch auf den der Straßenfront zugeneigten Dachflächen jedenfalls zulässig. Die Anordnung der Pa-

neele ist mit der Stadtgestaltung (MA19) abzustimmen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 
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